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Gaspreiserhöhung vom Tisch
Regierung übernimmt nach Koalitionsdisput einen Teil der Kosten
Javier Iguacel begründete die Gebührenerhöhung, die dann wieder zurückgenommen wurde. (Foto: Argentina.gob.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - Rückzieher bei den Gasgebühren. Die Regierung erklärte am Mittwoch, dass sie die am Freitag der Vorwoche verkündete Erhöhung in 24 Raten nun doch nicht in Kraft treten lassen will. Vorausgegangen waren nicht nur Proteste der Opposition, die für den kommenden Donnerstag eine Sondersitzung in der Deputiertenkammer angesetzt hatte, sondern auch Grollen beim Koalitionspartner UCR.
Der nun gefundene Kompromiss sieht vor, dass der Staat 50 Prozent der auf gut 10 Milliarden Pesos geschätzten Verluste übernimmt, die die Energieversorgungsunternehmen durch die Peso-Abwertung der vergangenen Monate erlitten haben. Den Rest müssten die Unternehmen selbst auffangen.
Der bisherige Entwurf, den Energiestaatssekretär Javier Iguacel noch am Montag verteidigt hatte und die Konsumenten zur Kasse bitten sollte, ist somit vom Tisch. Der ursprüngliche Plan beinhaltete, dass die Verbraucher ab kommenden Januar zwei Jahre lang jeden Monat zwischen 90 und 100 Pesos extra bezahlen sollten - unabhängig vom persönlichen Verbrauch.
Iguacel hatte argumentiert, die Regierung sei aufgrund der seit 1992 geltenden gesetzlichen Bestimmungen verpflichtet, den Gasunternehmen Kompensationen zu zahlen. Diese sind vom Sturzflug der Landeswährung besonders betroffen, da sie Gas in Dollar erwerben müssen.
Der Ärger in Bevölkerung über die geplante Maßnahme war groß. Schließlich sind die Gaspreise von Beginn dieses Jahres bis jetzt bereits um 34,7 Prozent gestiegen. Auch bei der Opposition stieß die Ankündigung der Regierung auf schroffe Ablehnung. „So etwas habe ich in meinem ganzen Leben noch nicht gesehen. Diese Leute kennen keine Grenzen. Es reicht“, ereiferte sich die Ex-Präsidentin und heutige Senatorin Cristina Fernández de Kirchner.
Auch politische Verbündete der Macri-Regierung wie Gerardo Morales waren verstimmt. Der Gouverneur von Jujuy machte deutlich, dass er bezüglich der Gasgebühren eine andere Meinung habe: „Das teile ich nicht, zumal die Rechnungen ja auch jetzt schon sehr teuer sind.“
Graciela Camaño, Abgeordnete der Erneuerungsfront (FR), bezichtigte die Regierung sogar der Lüge: Es gebe keine gesetzliche Bestimmung, die die Regierung zu Kompensationszahlungen zur Abfederung der Peso-Abwertung zwinge.
Am Mittwochmittag trafen sich die Koalitionsspitzen und verständigten sich auf die beschriebene Neuausrichtung. Ein Grund für das Einlenken der Regierung dürfte gewesen sein, dass die Opposition drohte, den Haushaltsplan für das kommende Jahr zu kippen. Auch konnte durch den Kompromiss ein möglicher Bruch zwischen Macris Pro-Partei und dem Koalitionspartner UCR vermieden werden.
Iguacel hat die Ankündigung nun aber erst einmal juristischen Ärger eingebracht. So zeigte Staatsanwalt Guillermo Marijuan den Energiestaatssekretär wegen „Amtsmissbrauchs“ an.
Argentinien
Carrió fordert Amtshebung Garavanos
CC-Chefin empört über Äußerungen des Justizministers
Streitbar wie immer: Elisa Carrió. (Foto: gba.gob.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - In der Regierung rumort es. Grund ist der Groll, den die regierungstreue Abgeordnete Elisa Carrió wegen Äußerungen von Germán Garavano hegt. Der Justizminister hatte unlängst mit Blick auf die aktuellen Prozesse gegen Cristina Fernández de Kirchner erklärt, es sei nie gut, wenn ein ehemaliges Staatsoberhaupt festgenommen werde. Da auch keine Anzeichen für Fluchtgefahr oder Behinderung der Justiz vorlägen, riet der Justizminister davon ab, die Ex-Staatschefin mit Untersuchungshaft zu belegen. Zudem beklagte er allgemein, dass das Instrument des Freiheitsentzugs während der Prozessdauer derzeit missbräuchlich eingesetzt werde.
Carrió entrüstete sich über Garavanos Äußerungen: „Sie sind eine Schande für die Republik und das Prinzip der Gewaltenteilung.“ Für die Vorsitzende der Bürgerlichen Koalition (CC) stellen die Bemerkungen des Ministers eine Einmischung in originäre Angelegenheiten der Justiz dar, aus dem sich die Exekutive tunlichst heraushalten müsse. Carrió kündigte an, ein Amtsenthebungsverfahren gegen Gavarano anstrengen zu wollen.
Die Abgeordnete kreidete Gavarano zudem an, mit seiner Haltung dem vor wenigen Tagen erfolgten Freispruch für Ex-Präsident Carlos Menem wegen des Vorwurfs des illegalen Waffenverkaufs (siehe Meinung S. 4) den Boden bereitet zu haben.
Des Weiteren erklärte die Politikerin aus dem Chaco, dass sie das Vertrauen in Präsident Mauricio Macri verloren habe, die Korruption im Land wirksam zu bekämpfen. Sollte der Staatschef in den nächsten zwei Monaten seine Haltung nicht überdenken, verlasse sie die Regierungsallianz „Cambiemos“ (Verändern wir).
Prominente Regierungsmitglieder stellten sich hinter den Präsidenten: „Mauricio Macri ist derzeit der Garant im Kampf gegen Korruption und Mafias sowie für einen Staat mit mehr Transparenz“, erklärte Innenminister Rogelio Frigerio.
Im Übrigen herrschte der Wille vor, den Streit zu begrenzen und einen Koalitionsbruch abzuwenden. Humberto Schiavoni, der Vorsitzende des Pro-Partei, lobte Carrió demonstrativ als „sehr wertvolle politische Führerin“. Daniel Salvador, der Vize-Gouverneur der Provinz Buenos Aires, warnte indes davor, Streitigkeiten innerhalb der Regierungsallianz allzu sehr nach außen zu tragen: „Der Raum zum Austragen der Differenzen ist innerhalb von ‚Cambiemos‘.“ Schwer vorstellbar, dass sich eine so streitbare Politikerin wie Elisa Carrió an diese Vorgabe hält.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Haftstrafe für De Vido
Buenos Aires - Julio De Vido ist zu einer Haftstrafe von fünf Jahren und acht Monaten verurteilt worden. Die Richter des Bundesgerichtes Comodoro Py sahen es als erwiesen an, dass der einstige Infrastrukturminister schuldhaft zu dem verheerenden Zugunglück von Once im Jahr 2012 beigetragen hat. De Vido sei zwar nicht direkt verantwortlich für den Tod der 51 damals verunglückten Menschen. Doch habe er aufgrund seiner „betrügerische Amtsführung“ den schlechten Zustand der öffentlichen Verkehrsmittel mit zu verantworten gehabt. Damals war das Verkehrsressort dem Infrastrukturministerium unterstellt. Bei der Einfahrt in den Bahnhof versagten die Bremsen des Unglückszugs. De Vido habe nach Ansicht der Richter Warnungen der ihm unterstellten Kontrollinstanzen ignoriert. Diese hatten auf schwere Wartungsmängel der privaten Bahnunternehmen hingewiesen. Der Ex-Minister argumentierte hingegen, die Beschaffung von Bahnmaterial bzw. die Kontrolle der Betreibergesellschaft hätten sich nicht in seinem Verantwortungsbereich befunden. In seinem Schlusswort vor Gericht bezeichnete sich De Vido als Opfer „politischer, medialer und juristischer Verfolgung“. Ihn wegen der Tragödie von Once anzuklagen, sei eine „politische Entscheidung“ von Präsident Mauricio Macri gewesen. De Vido sitzt bereits seit knapp einem Jahr wegen der Korruptionsermittlungen im Zusammenhang mit dem Kohlekraftwerk Río Turbio in Untersuchungshaft.
Rosenkrantz vs. Lorenzetti
Der Stabwechsel an der Spitze des Obersten Gerichtshof ist zu einer verbalen Schlammschlacht geraten: Der neue Gerichtspräsident Carlos Rosenkrantz ist mächtig sauer auf seinen Vorgänger Ricardo Lorenzetti. Dieser habe in seinen letzten Wochen an der Spitze der Behörde dafür gesorgt, dass das Informationszentrum der Justiz (CIJ) personell ausgedünnt worden sei und nun führungslos dastehe, so der Vorwurf Rosenkrantz‘. Die Funktionsfähigkeit der Kommunikationseinrichtung sei in Gefahr. Die Reaktion Lorenzettis fiel sehr gereizt aus. Er sei „überrascht“ angesichts von so viel „Mittelmäßigkeit“ seines Nachfolgers. Lorenzetti unterstellte, dass Rosenkrantz vorhabe, das Informationszentrum zu privatisieren. Zudem sollten Bereiche wie Geschlechterpolitik oder Schutz der Frau marginalisiert werden, beklagte Lorenzetti. Bemerkenswert an der Auseinandersetzung ist nicht nur der Ton, sondern auch die öffentliche Austragung des Disputs. Lorenzetti war elf Jahre an der Spitze des Obersten Gerichtshof. Es wird kolportiert, dass er das Amt gerne weiter ausgeübt hätte. Doch es fand sich im Gerichtssenat eine Mehrheit für seine Ablösung, in die er sich dann zähneknirschend fügte.
Demo des Gesundheitssektors
Sie wehren sich gegen Einsparungen im Gesundheitswesen: Tausende Menschen folgten vor wenigen Tagen einem Aufruf von 300 politischen, sozialen und gewerkschaftlichen Organisationen, um vor dem ehemaligen Gesundheitsministerium für den Schutz des öffentlichen Gesundheitswesen zu demonstrieren. Das Ministerium wurde kürzlich zu einem Staatssekretariat abgestuft (wir berichteten). Im Anschluss versammelten sich die Demonstranten auf der Plaza de Mayo. Nicolás Kreplak, der ehemalige Vize-Gesundheitsminister der Nation, betonte: „Ziel dieses Marsches ist es, auf die tiefen Einschnitte im Gesundheitssystem aufmerksam zu machen. Der Haushalt ist in den Bereichen Prävention und Gesundheitsförderung stark gekürzt worden.“ Viele medizinische Einrichtungen im Inneren des Landes litten darüber hinaus nicht nur unter den Kürzungen im Medizinwesen, sondern hätten auch große Probleme in der Infrastruktur.
Protest gegen britische Übungen
Argentinien protestiert offiziell gegen Militärübungen Großbritanniens auf den Malwinen. Man weise Übungen in dem „illegitim von dem Vereinigten Königreich besetzten argentinischen Territorium“ zurück, hieß es in einem Schreiben des argentinischen Außenministeriums vom Dienstag. Gleichzeitig seien die Generalsekretäre der Vereinten Nationen und der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation informiert worden. Der Streit um die Malwinen besteht seit Jahrzehnten. Die Inseln befinden sich seit 1833 unter britischer Verwaltung. Im Frühjahr 1982 besetzten argentinische Truppen die Inseln, Großbritannien eroberte sie in einem mehrere Wochen dauernden Krieg zurück. 2013 hatten sich die Bewohner der Inselgruppe mit überwältigender Mehrheit für einen Verbleib bei Großbritannien ausgesprochen. Eine UN-Kommission hatte die Hoheitsgewässer Argentiniens 2016 über die Inseln hinaus erweitert. Die britische Regierung hatte jedoch erklärt, die Entscheidung sei nicht bindend. (AT/mc/nk/dpa)
Meinung
Menem freigesprochen
Von Juan E. Alemann
Der ehemalige Präsident Carlos Saul Menem wurde schließlich im Prozess wegen Waffenlieferungen an Kroatien und Ecuador freigesprochen, der vor 23 Jahren auf Grund einer Anzeige eingeleitet wurde, die ein schwaches Fundament hatte. Menem wurde zunächst für unschuldig erklärt, doch das Urteil wurde dann in zweiter Instanz aufgehoben, und er wurde verurteilt. Er legte daraufhin Berufung ein, und der Oberste Gerichtshof wies die Kammer danach an, ein neues Urteil zu fällen, und das ist jetzt geschehen. Im Grunde ist der ganze Fall leicht absurd. Denn es geht nicht um Überpreise und Schmiergelder, sondern nur um formelle Aspekte, die als Schmuggel eingestuft wurden, obwohl auch dies fragwürdig ist.
Im Grunde wollten Politiker und Richter Menem in Ruhe lassen. Er ist 88 Jahre alt, hat Gesundheitsprobleme und lebt zurückgezogen mit seiner Tochter im Stadtviertel Belgrano R. Menem ist ein Mensch ohne die geringste Aggressivität. Er hat als Präsident niemand verfolgt, beleidigt, misshandelt oder absichtlich geschädigt. Er hat alle, sowohl Freunde wie politische Gegner und andere, stets freundlich behandelt. Selbst gegenüber den Militärs, die ihn jahrelang verfolgt und eingesperrt hatten, hatte er kein Ressentiment und hat die verurteilten Oberkommandierenden sogar begnadigt, um Schluss zu machen. Er ist ein lieber Mensch, mit Freunden und Anhängern und auch mit Gegnern, aber ohne Feinde. Er ist als Person und in seiner Haltung das extreme Gegenteil der Kirchners. Das gilt auch bei der Korruption. Er wurde in dieser Hinsicht mehrfach beschuldigt, aber es wurde nichts vor Gericht nachgewiesen. Auch wenn davon ausgegangen werden kann, dass er sich als Präsident bereichert hat, war er im Vergleich zu den Kirchners in dieser Beziehung ein Unschuldslamm.
Es ging bei dem Prozess, der jetzt zu Ende ging, um eine Waffenlieferung nach Kroatien und eine andere nach Ecuador. Im ersten Fall wurden die Waffen nach Panama verkauft, wo sie dann nach Kroatien verschifft wurden. Formell handelte es sich somit um eine Lieferung an ein Land, das keine Beschränkung beim Kauf hatte. Die danach erfolgte Lieferung nach Kroatien geschah bestimmt im Einverständnis mit den Vereinigten Staaten, die für den Frieden im ehemaligen Gebiet von Jugoslawien verantwortlich waren. Bei der Aufteilung war die militärische Struktur in Serbien geblieben, so dass die Gefahr bestand, dass dieser neue Staat Kroatien erobere. Die USA bemühten sich deshalb, Kroatien mit Waffen auszustatten, um Serbien vor bösen Absichten abzuhalten. Und das ist gelungen, auch mit Waffen die von Deutschland u.a. Staaten geliefert wurden. Es waren somit Waffen für den Frieden und nicht für den Krieg.
Bei der Lieferung nach Ecuador, bestand damals ein Konflikt mit Peru, das eine überwältigend stärkere militärische Ausrüstung hatte, so dass die Gefahr bestand, dass der Konflikt militärisch ausgetragen würde. Das wurde u.a. durch die Waffenlieferungen verhindert. Aber außerdem sprach Menem per Telefon mit den Präsidenten beider Staaten, und wies sie energisch an, den Konflikt über eine Verhandlung zu lösen, was dann auch geschah. Es waren somit auch hier Waffen für den Frieden.
Unter der Menem-Regierung hatte es schon vorher um die zehn Waffenexporte gegeben, und unter der von Alfonsín etwa ebenso viele. Diese Lieferungen sind immer verdächtig, weil Waffen, die legal von Staaten gekauft werden, einen Preis haben, und solche, die auf dem Schwarzmarkt gehandelt werden, einen viel höheren. Der Menem-Prozess hinterlässt einen dunklen Schatten über Waffenexporte, sodass sich jetzt keine Regierung wagt, sie zu vollziehen, auch wenn alles korrekt ist, und es ein gutes Geschäft für das Land wäre.
Meinung
Im Blickfeld: Hochspannung in Bayern
Von Stefan Kuhn
Es gibt einen schönen Erklärungsansatz für das, was am Sonntag in Bayern passieren wird. Dass die dort allein regierende CSU bei den Landtagswahlen eine historische Schlappe einfahren wird, liegt demnach daran, dass die Partei Opfer ihres eigenen Erfolgs geworden ist. Es ist eine hilflose Erklärung. Natürlich ist es für die Christsozialen schwer zu verstehen, dass es ausgerechnet in ihrem Bundesland, das wirtschaftlich am besten in Deutschland dasteht, eine derartige politische Umwälzung geben soll. Nach den letzten Umfragen drohen der CSU, der man letztlich die Erfolgsgeschichte Bayerns verdankt, Verluste von bis zu 15 Prozentpunkten.
Edmund Stoiber, der große alte Mann der Partei und jahrelanger Ministerpräsident des Landes, macht dafür unter anderem die Binnenwanderung verantwortlich. Klar, nach Bayern sind so viele Menschen aus anderen Bundesländern eingewandert, die gar nicht wissen, wem sie dieses Paradies zu verdanken haben. Richtig an diesem Erklärungsansatz ist nur, dass sich Bayern in den letzten beiden Jahrzehnten auch durch die Zuwanderung gesellschaftlich verändert hat, die CSU jedoch nicht. Sie wird immer noch als männerdominierte Trachtenjankerpartei wahrgenommen, und das ist sie letztendlich auch. Wer auf den gesellschaftlichen Wandel reagiert, indem er Kreuze in Amtsstuben hängen lässt, hat ihn verschlafen. Bei dem Slogan „Laptop und Lederhose“ sollte man den Schwerpunkt nicht auf die Lederhose setzen.
Blickt man nüchtern auf die letzten Umfragen, kommt man auf eine ganz einfache Erklärung. Die CSU würde demnach 33 Prozent erreichen, die rechtspopulistische AfD zwischen 13 und 14. Zählt man die Ergebnisse zusammen, gibt das fast exakt 47 Prozent, das Ergebnis, das die CSU bei den Landtagswahlen vor fünf Jahren einfahren konnte. Damals hatte die AfD nicht kandidiert. Das ist selbstverständlich eine Milchmädchenrechnung, denn ein großer Teil der AfD-Stimmen dürfte von Nichtwählern kommen, dazu noch Stimmen aus der Konkursmasse rechtsextremer Parteien. Das Gros dürfte allerdings von der CSU stammen, und das zeigt, wie falsch der Kurs von Parteichef Horst Seehofer und Ministerpräsident Markus Söder war. Man kann die Rechtspopulisten nicht rechts überholen.
Seehofer und Söder haben sich dabei wohl an das Credo des CSU-Übervaters Franz-Josef Strauß erinnert, nach dem es rechts von der CSU „keine demokratisch legitimierte Partei geben“ dürfe. Strauß bezog sich auf die in den 1980er-Jahren entstandenen Republikaner, die in Bayern Achtungserfolge erzielen konnten, aber nie in das Landesparlament einzogen. Es ist ihm damals gelungen, die Republikaner klein zu halten. Aber heute ist der Rechtspopulismus kein bayrisches, sondern ein globales Phänomen, das man nicht beseitigt, indem man dessen politische Themen übernimmt. Dass die CSU dies dennoch tat, wird sie vermutlich am Wahlabend spüren. Sie dürfte Stimmen an die Mitte, das heißt die Grünen, die Freien Wähler und die FDP verlieren. Es wäre wohl nur eine kleine Machtoption für die CSU gewesen, um die Stimmen der Mitte zu kämpfen, aber es hätte die absehbaren Verluste in Grenzen gehalten.
Ein anderer Erklärungsversuch, mit dem Söder die angekündigte Niederlage relativieren will, ist das miserable Erscheinungsbild der Bundesregierung. Auch darin steckt ein gutes Stück Wahrheit. Die CSU ist ein Teil dieser Regierung und ausgerechnet der Teil, der maßgeblich für das schlechte Image verantwortlich ist. CSU-Chef Horst Seehofer ist Innenminister in dieser Regierung und verantwortlich für die meisten der bisherigen Krisen. Das wird auch in Bayern nicht unbedingt goutiert. Allerdings hat Seehofers innerparteilicher Kontrahent Söder das ganze Theater um Flüchtlingsquoten, Zurückweisungen und Abschiebungen mitgetragen und sich erst in den letzten Wochen distanziert. Am Wahlergebnis wird das nicht mehr viel ändern. Es geht Söder bei der Schuldzuweisung wohl mehr um den Verbleib im Amt, und der ist auch nicht so sicher. Bei Koalitionsgesprächen könnte die Personalie ein Rolle spielen. Mit Ilse Aigner, der stellvertretenden Ministerpräsidentin und früheren Bundesministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, könnte sich die Grünen wohl besser arrangieren als mit dem Hardliner Söder.
Die Grünen sind schon jetzt die großen Gewinner der Landtagswahlen. Sie liegen in den letzten Umfragen konstant bei 18 Prozent, deutlich vor SPD, Freien Wählern (FW) und AfD. Ihr Spitzenkandidat Ludwig Hartmann durfte im TV-Duell gegen Söder antreten. Auch wenn es nicht zu einer Regierungsbeteiligung kommt, werden die Grünen aller Aussicht nach stärkste Oppositionspartei werden. Das war sechs Jahrzehnte lang die SPD.
Allerdings könnte die CSU andere Machtoptionen haben. Mit der FDP, die knapp den Einzug ins Parlament schaffen dürfte, wird es wohl nicht reichen. Die SPD ist etwas stärker, aber auch das reicht den Umfragen nach derzeit nicht. Der ideale Partner der CSU wären die Freien Wähler. Sie sind Fleisch vom Fleische der CSU und vertreten ähnliche politische Positionen. Vermutlich müsste man dabei jedoch die FDP mit ins Boot nehmen, und deren Lust auf eine Regierungsbeteiligung dürfte noch geringer sein als die der Bundespartei vor einem Jahr. Die Liberalen regierten in Bayern von 2008 bis 2013 mit, weil die CSU zum ersten Mal seit 1962 die absolute Mehrheit der Parlamentsmandate verloren hatte. Fünf Jahre später verfehlte die FDP mit 3,3 Prozent deutlich die Fünfprozenthürde.
Den Umfragen nach reicht es momentan nur für eine schwarz-grüne (große) Koalition, aber die Zahlen könnten allein durch die statistische Fehlerquote über den Haufen geworfen werden. Bisher waren Wahlen in Bayern wenig spannend, am Sonntag schon. Es könnte sogar zu einem Regierungswechsel kommen, denn Grüne, SPD, Freie Wähler und FDP liegen nah an einer Parlamentsmehrheit.
Meinung
Randglossen
Der Sturm, der anlässlich der Erklärung des Justizministers Germán Garavano entbrannt ist, dass es für Argentinien nicht gut sei, dass Cristina Kirchner zu einer Haftstrafe verurteilt werde, ist begreiflich. Lilita Carrió witterte die Absicht der Regierung, dass Cristina nächstes Jahr beim Wahlkampf mitmacht und dabei die peronistische Wählerschaft spaltet, was der Regierungskoalition Cambiemos zugute kommt. Doch sie vertritt die Auffassung, dass man ethische Grundsätze nicht der Wahlpolitik opfern kann. Es besteht kein Zweifel, dass Cristina eine lange Haftstrafe absitzen müsste, wenn nur zehn Prozent der Beschuldigungen wahr sind, die von Richter Bonadío untersucht werden. Indessen ist es zunächst wichtig, dass sie so bald wie möglich verurteilt wird. Und dann wäre es auch wichtiger, dass sie zumindest einen Teil des gestohlenen Geldes zurückgibt. Die Juristen sollten sich überlegen, wie man eventuell die Zahlung von 200 Millionen Dollar, die einen Teil ihres versteckten Vermögens darstellen, gegen Aufhebung der effektiven Haft tauschen kann. Damit ließen sich z.B. über 400 stark beschädigte Schulen ganz erneuern.
Donald Trump (USA), Recep Tayyip Erdogan (Türkei), Viktor Orban (Ungarn), Jarolslaw Kaczysnki (Polen), Rodrigo Duterte (Philippinen) oder Matteo Salvini (Italien) und Hans-Christian Strache (Österreich) - die Liste der rechtspopulistischen Staats- und Regierungschefs bzw. der starkem Männer in der Regierung ist lang. Man könnte sie noch beliebig um andere linkspopulistische oder nationalistische Autokraten wie Wladimir Putin (Russland), Nicolas Maduro (Venezuela) oder Daniel Ortega (Nicaragua) erweitern. Jetzt kommt wohl auch noch Brasilien hinzu. Jair Bolsonaro hat die erste Runde der Präsidentschaftswahlen gewonnen. Mit 47 Prozent der Stimmen in der ersten Runde wird ihm der Sieg in der Stichwahl kaum noch zu nehmen sein.
Für Argentinien hat die Wahl in Brasilien große Bedeutung. Das Land ist der größte Handelspartner. Hierzulande erwarten viele politische und wirtschaftliche Stabilität. Wenn Bolsonaro allerdings Trump-gleich „Brasil First“ propagiert, wird sich die Begeisterung schnell legen. Global gesehen wäre ein rechtspopulistischer Präsident in Brasilien ein weiterer Rückschlag. Das würde bedeuten, dass das bevölkerungsmäßig fünftgrößte Land der Erde auch in die Liga der nationalistischen Staaten aufsteigt. Für den freien Welthandel ist das keine gute Nachricht. Die bevölkerungsreichsten Staaten sind China, Indien, die USA, Indonesien, Brasilien, Pakistan, Nigeria, Bangladesch, Russland und Mexiko. Sie repräsentieren etwa die Hälfte der Weltbevölkerung. Darunter dürfte man keine Garanten für eine faire wirtschaftliche Globalisierung finden.
Wirtschaft
Der Bolsonaro-Effekt
Bei der brasilianischen Präsidentschaftswahl vom letzten Sonntag erreichte der Außenseiter Jair Bolsonaro ein überraschend gutes Ergebnis, sodass als fast sicher angenommen wird, dass er die Stichwahl gewinnt und nächster Präsident Brasiliens wird. Ohne den Anschlag, bei dem er mit einem Messer verletzt wurde und knapp überlebte, hätte er kaum gesiegt, weil er in weiten Gegenden Brasiliens vorher unbekannt war. So hingegen stand er tagelang im ganzen Land in den Schlagzeilen der Zeitungen und erschien dauernd im Fernsehen. Außerdem wurde dabei vermieden, dass er in der Endphase der Wahlkampagne weitere Äußerungen von sich gibt, die Wähler abschrecken. Er hat eine sehr lockere Zunge und sagt, was im gerade einfällt, und das ist nicht immer politisch korrekt. In seiner Art gleicht Bolsonaro dem US-Präsidenten Donald Trump. Offensichtlich kommt dies bei vielen Menschen gut an. In Brasilien hat ihm auch der Korruptionsskandal “lava jato” geholfen, der die traditionellen Parteien betrifft und seiner sozialliberalen Partei einen Vorteil gibt, aber ihn auch in dieser Hinsicht verpflichtet, korrekt zu handeln. Auch die Tatsache, dass er Militär ist (Kapitän im Ruhestand) hat ihm in einem Land mit einer unerträglich hohen Kriminalität Stimmen gebracht, weil viele Wähler hoffen, dass er auf diesem Gebiet energisch vorgeht.
Der Sieg von Bolsonaro kam in der Wirtschaftswelt, in Brasilien und auch in Argentinien, sehr gut an. Sein Widersacher, Fernando Haddad, der sozusagen Lula da Silva ersetzt, der sich in Haft befindet, hatte angekündigt, dass er zwei Gesetze von Präsident Michel Temer außer Kraft setzen werde: das Gesetz, das die Staatsausgaben beim Bundesstaat und den einzelnen Staaten auf 20 Jahre in realen Werten einfriert, und die Reform der Arbeitsgesetzgebung, die das System flexibler gestaltet hat und einen großen Fortschritt darstellt. Das wäre für die brasilianische Wirtschaft verheerend gewesen, und hätte auch als Bremse für die notwendigen Reformen in Argentinien gewirkt. Allein die Tatsache, dass dies nicht eingetreten ist, hat bei der Unternehmerschaft große Erleichterung herbeigeführt. Man kann bei seiner Regierung mit Wachstum rechnen, was auch die argentinische Wirtschaft mitzieht, nachdem Brasilien der größte Handelspartner ist und Argentinien dank Mercosur-Abkommen zunehmend von der brasilianischen Konjunktur beeinflusst wird.
Bolsonaro wird als ultrakonservativ eingestuft. Doch das besagt im Grunde gar nichts und ist unterschwellig eine politische Methode, um ihn zu diskreditieren. Sein voraussichtlicher Wirtschaftsminister Paulo Guedes wird als ultraliberal eingestuft, was im Wesen auch nichts besagt. Er tritt für Marktwirtschaft, stabile Währung und, allgemein, für Rationalität ein, und das ist gut so. Bolsonaro hat zugegeben, dass er von Wirtschaft nichts versteht und in diesem Sinn auf Guedes vertraue. Dieser will angeblich eine Reihe von Staatsunternehmen privatisieren, um auf diese Weise das primäre Defizit der Staatsfinanzen auszumerzen. Das wäre gewiss ein großer Fortschritt. Im Grunde hat Bolsonaro in wirtschaftlicher Beziehung keinen großen Spielraum, wenn er erfolgreich sein will. Er wird auf alle Fälle die volle Unterstützung des wirtschaftlichen Establishments haben, das in Brasilien sehr stark, einflussreich und zielbewusst ist.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mitwoch zu $ 38,18, gegen $ 38,61 eine Woche zuvor. In den letzten 10 Tagen weist der Kurs einen ständigen täglichen geringen Rückgang auf. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 48,76 Mrd., gegen u$s 49,96 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.8.19 bei $ 55,1, was einen Jahreszinssatz von 55,23% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 11,34%, und liegt somit um 5,04% unter Ende Dezember 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel standen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,69%; Argentina 2021: -1,20%, Argentina 2026: -4,20%; Argentina 2046: -2,57%; Bonar 2024: -1,81%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 808,92 por Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 827,29), und bei 24 Karat zu $ 1.371,70 ($ 1.403,96).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 8.10.18 um 41,58%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 24,17% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 8.10.18 um 51,22% auf $ 2,83 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 33,59% auf $ 1,65 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 4,47% auf u$s 31,12 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 7,22% auf u$s 15,78 Mrd. zu.
***
Am Mittwoch brachte das Schatzamt Schatzscheine Lecap (Letras de capitalización) in Dollar auf 224 Tage zu 6% für u$s 654 Mio. unter, und auch Schatzscheine in Pesos auf 5 Monate zu 59,34% für $ 25,95 Mrd.
***
Der interne Konsum von Rindfleisch ging im September mit 182.200 Tonnen um 16,7% gegenüber August zurück, als es 218.788 Tonnen waren. Der Pro-Kopf-Konsum sank dabei von hochgerechnet auf ein Jahr 59 kg im August auf nur 49,1 kg. im September. Doch der Export lag im September mit 55.000 Tonnen um 5,3% über August.
***
Die Gewerkschaft der Fleischindustrie hat mit den Unternehmervertretern eine Lohnerhöhung von 16% für das 4. Quartal 2018 vereinbart. Dies kommt zu den 20% hinzu, die im Mai für ein Jahr vereinbart worden waren. Die Zunahme beträgt jetzt insgesamt 36%, doch bezogen auf 12 Monate sind es 24%, weit unter der Inflation.
***
Die AFIP hat einen Beratungsrat geschaffen, unter dem Vorsitz des AFIP-Direktors Leandro Cuccioli, dem auch sein Vorgänger Alberto Abad (jetzt Direktoriumsmitglied der Banco Santander Rio), die Vorsitzenden der parlamentarischen Budgetkommissionen Esteban Bullrich (Senat) und Luciano Laspina (Deputiertenkammer), ein Vertreter der ZB, einer der föderalen Steuerkommission, der ANSeS-Vorsitzende Emilio Basavilbaso und zwei hervorragende Steuerfachleute angehören.
***
Im August 2018 lag die Zahl der Auslandsreisenden um 12% unter dem gleichen Vorjahresmonat, während die der einreisenden Touristen und Geschäftsleuten um 7,4% höher war.
***
Obwohl Energiesekretär Javier Iguacel die Erhöhung des Gastarifs im Raum der Bundeshauptstadt und der Umgebung, die diesen Monat stattfindet, auf durchschnittlich 30% bis 35% angesetzt hat, liegt sie bei 55% der Kunden zwischen 56% und 60%. Hinzu kommt dann noch ein Zusatz, der in 24 Monaten gezahlt wird, der sich auf die Schulden der Verteiler gegenüber den Produzenten als Folge der Abwertung ergibt, weil das geförderte Gas einen Dollarpreis hat.
***
Der Preis von Bioethanol (das aus Mais oder Zucker hergestellt wird) und Biodieselöl (aus Sojaöl) wurde zwischen 4% und 6% erhöht. Diese Brennstoffe werden dem Benzin und dem Dieselöl obligatorisch beigemischt (12% bei Benzin und 10% bei Dieselöl), und das Energiesekretariat will den Prozentsatz jetzt erhöhen.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“estimador mensual industrial”), der auf einer unvollständigen Erhebung beruht, die jedoch die wichtigsten Bereiche umfasst, verzeichnet im August einen Rückgang von 5,6% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat. Es ist der vierte monatliche interannuelle Rückgang in Folge. Die ersten 8 Monaten 2018 liegen somit um 0,8% unter dem Vorjahr. Von 12 Industriebereichen wiesen im August 10 Rückgänge auf, mit der Textilindustrie (-16,6%) an erster Stelle, gefolgt von der Kautschuk- und Kunststoffindustrie (-13,2%), der Metallmechanik (-10,8%), der Chemie (-9,3%), der Erdölraffinierung (-7,8%), der Verlage und Druckereien (-5,9%), Papier und Pappe (-2,8%), nicht metallischen Erzen (1,1%) und Nahrungsmitteln und Getränken (-1%). Zunahmen gab es bei der Grundmetallindustrie (+7,7%) und der Kfz-Industrie (13,7%).
***
Der Index der Bauwirtschaft des INDEC verzeichnet im August einen interannuellen Rückgang von 0,1%. Doch die ersten 8 Monaten 2018 liegen um 7,9% über dem Vorjahr. Die Baugenehmigungen für private Bauten lagen in den 60 wichtigsten Gemeinden des Landes um 15,5% unter dem Vorjahr In 8 Monaten 2018 betrug der interannuelle Rückgang 9,5%.
***
Der bisherige Handelssekretär Miguel Braun wurde zum Staatsekretär für Wirtschaftspolitik ernannt, nachdem sein Vorgänger, Guido Sandleris, zum ZB-Präsidenten ernannt worden war, und ist somit zweiter Mann im Schatz- und Finanzministerium, das Nicolás Dujovne leitet. Braun ist Lizenziat der Ökonomie der Universität San Andrés, und erhielt danach einen Doktortitel in der US-Universität Harvard. Er war Professor an den Universitäten San Andrés, Di Tella und auch der staatlichen UBA von Buenos Aires. Er hat zusammen mit Lucas Llach ein Textbuch über argentinische Makroökonomie verfasst. Er war Exekutivdirektor des Institutes CIPPEC und der Stiftung Pensar, die dem PRO nahestand. Zwischen 2012 und 2015 war er Direktor der Banco Ciudad. Er ist Vetter des Kabinettschefs Marcos Peña.
***
Die Zahl der Arbeitsunfälle und -krankheiten ging 2017 um 4,6% auf 570.688 zurück, bei 9,26 Mio. vom System der Versicherung ART gedeckten Arbeitnehmern, gab die zuständige Aufsichtsbehörde (Superintendencia de Riesgos de Trabajo, SRT) bekannt. 67,5% der Fälle bezogen sich auf Unfälle am Arbeitsplatz, 23,8% auf Unfälle bei der Reise zum oder vom Arbeitsplatz, 2,4% auf Arbeitskrankheiten und 6,3% auf gesundheitliche Verschlechterungen.
***
Kabinettschef Marcos Peña gab bei seinem Bericht vor dem Parlament bekannt, dass im Juli 2018 in 1,94 Mio. Fällen die Gewinnsteuer bei Auszahlung einbehalten wurde. Davon entfallen 1,64 Mio. auf Arbeiter im Abhängigkeitsverhältnis, wobei es 85.000 weniger als im gleichen Vorjahresmonat, aber 270.000 mehr als 2016 und 560.000 mehr als 2015 sind. Rund 20% der Arbeitnehmer im privaten und öffentlichen Bereich werden somit von der Gewinnsteuer erfasst. Laut Peña beträgt der Satz der Gewinnsteuer (weltweit Einkommenssteuer benannt) bei Arbeitnehmern durchschnittlich 25% auf den Betrag, der das steuerfreie Minimum u.a. Abzüge ausschließt.
***
Der Export von Milchprodukten lag in 8 Monaten 2018 in Mengen um 24,3% und in Werten um 18,4% über dem Vorjahr, gab das Landwirtschaftsministerium bekannt. Es waren 170.266 Tonnen für u$s 519,4 Mio. In Mengen entfielen 42% auf Trockenmilch, 21% auf Milchserum, 7% auf fettfreie Trockenmilch und 5% auf Käse. Die wichtigsten Käufer waren Brasilien (28% in Werten), Algerien (22%), China (9%).
***
Die AFIP hat ab 1. November ein System für Landwirte in Kraft gesetzt, gemäß dem diejenigen,die ihre eidesstattlichen Erklärungen korrekt und termingemäß einreichen, belohnt werden, indem ihnen die 5%, die als Anzahlung auf die MwSt. einbehalten werden, binnen 45 Tagen zurück gezahlt werden. Außerdem entfällt dann die Einbehaltung von 2% als Anzahlung auf die Gewinnsteuer.
***
Der Direktor des Gesundheitsdienstes der Rentner, PAMI, Sergio Casinotti, hat den Unternehmen der Pharmaindustrie mitgeteilt, das er jetzt die Preise mit den einzelnen Firmen, statt wie bisher mit Kammer der lokalen (nicht multinationalen) Fabrikanten, aushandeln wird. Nachdem das PAMI etwa 40% des gesamten Umsatzes der Pharmaindustrie darstellt, ist das Institut für die Firmen von großer Bedeutung. Außerdem hat die Regierung schon mitgeteilt, dass sie die Erfüllung des Gesetzes vom Jahr 2002 (das eine Initiative des damaliges Gesundheitsministers Ginés Gonzalez García war) kontrollieren wird, das die Verschreibung vom Medikamenten durch die Ärzte nicht auf Marken, sondern auf den Wirkstoff verfügt. Obwohl sich das Gesetz in Kraft befindet, wird es von den Ärzten nicht beachtet. Die Preise von Medikamente mit dem gleichen Wirkstoff sind sehr unterschiedlich, und die Ärzte verschreiben oft die teureren. Auch das PAMI will sich auf diese Weise billiger versorgen.
***
Im September 2018 wurden 141,618 gebrauchte Kfz verkauft, 11,8% unter dem Vorjahr, und 12,44% unter August 2018, teilt die Kammer des Fahrzeughandels (Cámara de Comercio Automotor) mit. Das ist eine direkte Folge des geringeren Verkaufs neuer Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge. In 9 Monaten wurden 1,33 Mio. gebrauchte Einheiten verkauft, 2,87% über dem Vorjahr. Im September wurden für jedes neue Fahrzeug 2,7 gebrauchte verkauft. Insgesamt haben 193.982 Personen oder Unternehmen ein neues Kfz, ein neueres gebrauchte oder ihr erstes gekauft.
***
In der Zigarettenindustrie ist ein Konflikt aufgekommen, nachdem die kaum relevante lokale Firma Tabacalera Sarandí (Marke Red Point) die große multinationale Firma Imperial Tobacco (Marken West, Gauloises u.a.) als Partner aufgenommen hat, und dabei auf Expansion zusteuert. Tabacalera Sarandí genießt als mittleres Unternehmen (das in die Kategorie der Pymes fällt), einen steuerlichen Vorteil, der stark ins Gewicht fällt: sie ist von der “Mindeststeuer” ausgeschlossen, die für die Konkurrenten Massalin Particulares (Filiale von Phillip Morris) und Nobleza Piccardo (Filiale von British American Tobacco) gilt. Die Mindeststeuer bezieht sich auf einen Mindestbetrag pro Paket, der sich bei der Summe der fünf Steuern ergibt, die die Zigaretten belasten, die insgesamt 70% des Preises ausmachen. Die Summe der Steuern darf nicht unter dem Mindestbetrag liegen, der in bestimmten Fällen höher ist. Der Betrag wird vier Mal pro Jahr wertberichtigt und liegt gegenwärtig bei $ 32,48 pro Paket von 20 Zigaretten. Tabacalera Sarandí hat schon einen Marktanteil von 15%, und weist einen Jahresumsatz von ca. $ 40 Mrd. auf. Die Klage gegen die Firma bezieht sich darauf, dass sie nicht mehr als Pyme eingestuft werden kann.
***
AFIP-Direktor Leandro Cuccioli gab bekannt, dass an einer Reform des Zollgesetzbuches gearbeitet werde, das im Januar 1981 eingeführt wurde. Einmal bezieht sich dies auf das Internet, das damals nicht existierte und neue Probleme aufgeworfen hat. Doch als Erstes soll der Paketversand erleichtert werden. Wer gegenwärtig etwas in Ausland bestellt, erhält es meistens nicht in seiner Wohnung, sondern er muss es beim Zollamt abholen, mit einem umständlichen Verfahren und Zeitverlust.
***
Obwohl der Konsum von Benzin und Dieselöl gesamthaft im August 2018 um 2% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat zugenommen hat, ist der Konsum von Premium-Benzin um 12% gefallen, während der von Superbenzin um 9% zugenommen hat.
***
Der argentinische Botschafter in China, Diego Guelar (der vorher zwei Mal Botschafter in den Vereinigten Staaten war) hat sich bei Außenminister Jorge Faurie über die angeblich fehlende Exportförderung beklagt, die u.a. darin zum Ausdruck komme, dass 2011 ein Exportwert von u$s 83 Mrd. erreicht worden sei, und 2017 nur einer von u$s 58 Mrd., wobei das Handelsbilanzdefizit in diesem Jahr einen Rekordbetrag von u$s 8,47 Mrd. erreicht habe. Guelar stellte die Frage, was mit einer Erhebung geschehen sei, die die Botschaft in Beijung über Waren in Supermärkten durchgeführt habe, die Argentinien liefern könnte. Von 390 möglichen Produkten befänden sich nur 4 oder 5 effektiv in den Supermärkten. Guelar forderte Außenminister Faurie auf, seine Hinweise auf die Notwendigkeit einer aggressiven Exportpolitik an den Kabinettschef und den Präsidenten weiter zu leiten.
***
Präsident Mauricio Macri hat gemeinsam mit dem stellvertretenden Kabinettschef Andrés Ibarra am Dienstag ein Programm bekannt gegeben, das dazu bestimmt ist, die Internetverbindung auf das ganze Land auszudehnen. Die Regierung hat dafür einen Finanzierung von $ 2,4 Mrd. bereitgestellt, damit die Unternehmen, die den Dienst bieten, Netze von optischer Faser einrichten. Das Ziel bestehe unmittelbar darin, 2 Mio. zusätzliche Verbindungen zu schaffen, um 80% des Dienstes mit über 20 Megabytes per Sekunde bis Ende 2019 in Haushalten, Schulen und Gemeinden zu decken. 1.713 Städte von über 10.000 Einwohnern sollen erfasst werden. Macri und Ibarra gaben auch ein neues Chronogramm für die Einführung vom Mobilnetzen 4G und eine Senkung des von der staatliche Arsat (die den Fernverbindungssatelliten betreibt) geforderten Tarifs.
***
Der gesamte Bestand an Leliq-Schatzscheinen (“letras de liquidez”), die sehr kurzfristig sind, betrug in der Vorwoche $ 436 Mrd., was 35% der monetären Basis darstellt. Wegen der hohen Zinsen, die auch diese Woche knapp unter 74% verblieben, steigt der Betrag ständig, und würde eventuell (gemäß Berechnung privater Wirtschaftler) um Juni 2019 100% der monetären Basis erreichen. Um diese Entwicklung zu verhindern bleibt dem Schatzamt nichts anderes übrig, als Schatzscheine (Letes) in Dollar auszugeben. Diese Woche wurden sie zu 6% untergebracht.
***
Der Betrag des Umsatzes, bis zu dem die Möglichkeit besteht, als Einheitssteuerzahler eingetragen zu sein, und auch der monatliche Beitrag, werden ab Januar 2019 um 28,4% erhöht. Insgesamt sind 3,5 Mio. Steuerzahler in diesem System eingetragen, bei dem sie einen festen monatlichen Betrag (der je nach Kategorie unterschiedlich ist) statt der normalen MwSt. und Gewinnsteuer zahlen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Kfz-Produktion ging in Brasilien im September um 6,3% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat und um 23,5% gegenüber dem Vormonat auf 223.115 Einheiten zurück. Die Lieferungen sanken gegenüber August um 14,2%, und die Exporte lagen um 65% unter dem Vorjahr, teilt der Verband dieser Industrie ANFAVEA mit. Der Exportrückgang ist auf geringere Lieferungen nach Argentinien zurückzuführen, das normalerweise um die 70% der Kfz-Exporte abnimmt.
***
Die Weltbank hat die Zunahme des Bruttoinlandsproduktes für Lateinamerika für 2018 jetzt auf nur 0,6% angesetzt, nachdem es vor sechs Monaten noch 1,7% sein sollten. Für Argentinien ist ein Rückgang von 2,5% vorgesehen, und für Brasilien eine Zunahme von 1,8%. Für 2019 wird in Lateinamerika eine BIP-Zunahme von 1,6% gerechnet. Ohne Venezuela beträgt die vorgesehene Wachstumsrate der Region 2018 1,6% und 2019 2,1%.
***
Bei der Förderung von Lithium in Bolivien mischen künftig auch deutsche Unternehmen mit. Am Freitag hat ein Konsortium aus den deutschen Firmen ACI Systems (Baden-Württemberg) und K-Utec (Thüringen) einen Partnerschaftsvertrag mit dem Staatsunternehmen YBL geschlossen. Bis Ende des Jahres wollen die Partner ein Joint Venture gründen, um im Salzsee Salar de Uyuni Lithium zu fördern und Batterien für Elektroautos zu bauen. Das deutsche Konsortium hatte sich in einem Auswahlverfahren gegen sieben andere Unternehmen durchgesetzt. (dpa)
***
In Venezuela stiegen die Preise der Konsumgüter im September um 233%, hat die Opposition im Parlament ermittelt. In 12 Monaten betrug die Zunahme 488.865%. Das Land befindet sich in einem Zustand der akuten Hyperinflation, die schon lange andauert und Wirtschaft und Gesellschaft zerstört. Wenn die Wirtschaft überhaupt noch funktioniert, so nur, weil der Dollar weitgehend für Zahlungen eingesetzt wird.
***
Geschäftsnachrichten
IRSA
Dieser große Immobilienkonzern, der auch mehrere Shopping-Centers betreibt und über die Tochtergesellschaft Cresud zu den größten Landwirten des Landes gehört, der von Eduardo Elsztain kontrolliert wird, hat am Montag ein neues großes Bürogebäude von 58.000 qm im Stadtteil Saavedra, neben den Shopping-Center Dot, eingeweiht. Die 11 Stockwerke wurden schon vorher von Mercado Libre und Falabella gemietet. Es handelt sich um eine Investition von u$s 65 Mio. Daniel Elsztain, der die Firma mit seinem Vater Eduardo leitet, erklärte zu diesem Anlass, der Konzern werde trotz Abwertung und Krise sein Investitionsprogramm fortsetzen. Vorgesehen sind unmittelbar drei weitere Bürogebäude in der gleichen Gegend. Außerdem soll 2020 ein Bürogebäude im Stadtzentrum, in der Catalinas-Gegend (Höhe 200 der Straße Della Paolera) von 32 Stockwerken eingeweiht werden, das eine Investition von u$s 100 Mio. darstellt. Hinzu kommen dann noch weitere Projekte.
TGS
Transportadora de Gas del Sur, die die Ferngasleitungen von Tierra del Fuego und von Neuquén nach Buenos Aires betreibt, hat eine Investition von u$s 300 Mio. für die Errichtung einer Gasleitung angekündigt, die die Gasförderung im Gebiet von Vaca Muerta aufnimmt und dann an die bestehende Ferngasleitung anschließt. Hinzu kommt noch eine Anlage zur Gasbehandlung, wobei der Investitionsbetrag auf insgesamt u$s 800 Mio. steigen könne. Die neue Gasleitung soll 130 km lang sein, und eine Kapazität von 60 Mio. cbm täglich haben. Die Röhren werden schon in der Fabrik SIAT vom Tenaris-Konzern (Techint Gruppe) in Valetín Alsina, nahe bei der Bundeshauptstadt, erzeugt.
Wirtschaftsübersicht
Rezession und strukturelle Änderungen
Von Juan E. Alemann
Die argentinische Wirtschaft befindet sich in einer Phase der Rezession, die immer noch nicht den Tiefpunkt erreicht hat. Der Internationale Währungsfonds rechnet jetzt mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes von 2,6% in diesem Jahr und über 1,5% im nächsten, nachdem das Haushaltsprojekt für 2019 noch von 2,4% und 0,5% ausging. In Wirklichkeit sieht der Fall sogar schlimmer aus, da in den ersten Monaten 2018 eine BIP-Zunahme stattfand, und das letzte Quartal über 5% unter dem gleichen Vorjahresquartal liegen wird.
Wenn man die Konjunktur im Einzelnen untersucht, bemerkt man große Unterschiede bei einzelnen Branchen und auch innerhalb derselben. Einmal geht es der Pampa-Landwirtschaft gewiss nicht schlecht, und ab Dezember, wenn die Rekordweizenernte (von 20 Mio. Tonnen, doppelt so viel wie 2015) eingebracht wird, wird es ihr noch besser gehen. Das überträgt sich direkt auf andere Bereiche der Gegend, und danach auf die argentinische Wirtschaft als Ganzes. Dann geht es den Unternehmen des Energiebereiches auch nicht schlecht. Auch anderen Unternehmen geht es besser, sei es weil sie jetzt exportieren, oder weil weniger Produkte importiert werden, die mit ihren konkurrieren. Das betrifft auch Computer-Software, ein Bereich auf dem Argentinien zunehmend auf dem Weltmarkt auftritt, weil das Land auf diesem Gebiet über viele gut ausgebildete Menschen verfügt, deren Entlohnung in Dollar auf alle Fälle viel geringer als in den USA und der EU ist, und nach der Abwertung noch mehr. Die diesjährige Wintersaison war in Bariloche u.a. Skiorten sehr gut. Und es gibt gewiss noch mehr Einzelfälle. Auf der anderen Seite ist die Rezession in den städtischen Ballungsgebieten intensiver, was das Armutsproblem verschärft. Was Branchen betrifft, so ist sie auch bei Textilien und dauerhaften Konsumgütern im allgemeinen viel intensiver als bei Grundnahrungsmitteln u.a. Gütern des täglichen Gebrauchs. Bei den einzelnen Dienstleistungen bestehen auch große Unterschiede.
Es dürfte das erste Mal sein, dass eine Rezession von einer tiefgreifenden strukturellen Änderung der Wirtschaft begleitet wird, die von der Bevölkerung eine Änderung der Konsumgewohnheiten und des wirtschaftlichen Verhaltens erfordert. Das stößt begreiflicherweise auf großen Widerstand und hat auch eine rezessive Wirkung, weil ein größerer Teil des Einkommens für öffentliche Dienste und Güter mit dollarisierten Preisen aufgewendet wird, und somit weniger für andere Ausgaben verbleibt.
Energie (elektrischer Strom, Gas, Benzin und Dieselöl) sind schon real (also über die Inflation hinaus) viel teurer geworden, und das geht weiter. Es handelt sich um eine Änderungen der relativen Preise, so dass alles was mit Energie zusammenhängt, im Verhältnis zu andern Produkten und Dienstleistungen teurer wird. Das wirkt sich auch auf den Personentransport aus, und umfasst dabei auch den Einsatz eines Automobils. Wer es täglich verwendet, um zum Arbeitsplatz zu gelangen, spürt eine starke reale Verteuerung, sodass mehr als einer sich überlegt, ob er nicht ein öffentliches Verkehrsmittel verwenden oder die tägliche Automobilfahrt mit anderen teilen sollte. In Großstädten wie New York und London fahren sehr wenige mit dem Auto in das Stadtzentrum.
Erdöl und Gas sind nicht nur teurer geworden, und werden es noch mehr, weil die Preise unter den Kirchners stark zurückgeblieben sind, sondern weil die Förderungskosten real viel höher als in früheren Jahren sind. Argentinien hat den größten Teil der leicht zugänglichen Lager, die mit niedrigen Förderungskosten verbunden sind, erschöpft. Gas und Erdöl aus Vaca Muerta, anderen tiefgelegenen Lagern und solchen auf dem Meeresgrund, haben viel höhere Kosten. Zudem ist auch der Weltmarktpreis gestiegen, an den der lokale Gaspreis ab Förderung gebunden ist. Abgesehen von der jüngsten Zunahme, sei daran erinnert, dass der Erdölpreis heute etwa drei Mal so hoch wie vor über zwei Jahrzehnten liegt. Argentinien hat unter den Kirchners den Erdöl- und Gasbedarf zunehmend mit Importen gedeckt, weil die lokale Produktion zurückging und der Konsum ständig steigt. Beiläufig wies Energiesekretär Javier Iguacel darauf hin, dass eine Gasrechnung von $ 3.000 auf $ 6.000 steigen würde, wenn das ganze Gas aus Bolivien importiert würde, und auf $ 9.000, wenn es sich um Gas handeln würde, das per Schiff als Pressgas importiert wird. Weil dass das lokal erzeugte Gas, auch im Fall von Vaca Muerta billiger als das importierte ist, trägt die zunehmende Gasförderung der letzten Jahre dazu bei, die Preiszunahme für den Konsumenten zu mäßigen. Dennoch ist eine Zunahme unvermeidlich. Das Kostenproblem wurde zunächst mit staatlichen Mitteln gelöst, was auf die Dauer nicht tragbar war. Schließlich sei noch bemerkt, dass zunehmend auf erneuerbare Energie (Windkraftwerke, Sonnenanlagen u.a.) übergegangen wird, die wesentlich teurer als die konventionelle ist.
Teure Energie erfordert ein sparsameres Konsumverhalten. Beim Strom ist dies schon weitgehend eingetreten. Macri hat die Familien persönlich aufgefordert, die Luftkühlapparate auf 24 statt 18 Grad einzustellen, und war dabei erfolgreich. Doch das bezieht sich nur auf eine Sparmöglichkeit. Auch die neuen LED-Sparlampen und neue Eisschränke sparen viel Strom. Doch es kann noch viel mehr getan werden. In Deutschland besteht ein unterschiedlicher Tarif für Tag und Nacht, so dass viele Familien das Wasser nachts wärmen, um sich morgens zu duschen. Ebenfalls erhalten Unternehmen, die eigene Stromanlagen haben, die sie in Spitzenzeiten einsetzen, einen Rabatt beim Tarif. Es gibt in Argentinien auf diesem Gebiet gewiss noch viel zu tun. All dies sollte eingehend erklärt werden, um die Diskussion über das Thema, die jetzt beim Gas hohe Wogen schlägt, in vernünftige Bahnen zu lenken, so dass der Fall auch entpolitisiert wird.
Doch Energie ist nur ein Teil des Problems. Es geht allgemein um Änderungen des Konsums und des Konsumverhaltens. Einmal müssen sich die Menschen mehr umsehen, um billiger zu kaufen, weil die Preise in einzelnen Geschäften unterschiedlich sind. Die Rationalität, die ein Grundkonzept der Wirtschaftspolitik der Macri-Regierung ist, bezieht sich auch auf den persönlichen Konsum. Es hat schon ein Übergang von teureren Produkten und Marken auf billigere eingesetzt, wobei der Qualitätsunterschied oft minimal ist oder überhaupt nicht besteht. Es gibt viele Möglichkeiten, sich billiger zu versorgen, die allgemein nur zum geringsten Teil eingesetzt werden. Die Wirkung der Rezession, die auch mit einem niedrigeren Realeinkommen verbunden ist, kann dabei gemildert werden, wobei die Fabrikanten und der Handel dann faktisch gezwungen werden, sich der neuen Konsumstruktur anzupassen und billigere Produkte zu erzeugen und zu verkaufen.
Bei dieser tiefgreifenden strukturellen Änderung tauchen viele andere Probleme auf. In dem Städten geht es dabei besonders um die Gemeinkosten bei Wohnungen, die in letzter Zeit in vielen Fällen untragbar hoch geworden sind, was u.a. dazu geführt hat, dass viele Bewohner sie nicht zahlen und somit ein Problem für sich und auch für die anderen Eigentümer schaffen. Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat schon zur Lösung beigetragen, indem sie bestimmte teure Kontrollen verbilligt oder abgeschafft hat. Doch grundsätzlich geht es im die Löhne der Hauswarte (”encargados” oder “porteros”), die in den Kirchner-Jahren stark erhöht wurden, und bei Gebäuden mit wenigen Wohnungen sehr ins Gewicht fallen. Die Lösung ist einfach: die Regierung muss zulassen, dass bei Gebäuden mit unter 10 oder X Wohnungen der Hauswart mit anderen Gebäuden geteilt wird, die daneben liegen und das gleiche Problem haben. Auf diesen Gedanken scheint bisher niemand gekommen zu sein. Man muss sich eben bei strukturellen Änderungen innovativ verhalten, und das fällt allgemein schwer.
Die Rezession lässt sich nicht durch eine Rückkehr zu vorangehenden Zuständen überwinden, wie es allgemein direkt oder unterschwellig gefordert wird, ganz besonders von Kirchneristen und Gewerkschaftern. Man muss sich der strukturellen Änderungen bewusst sein, die unvermeidlich sind, wenn die Wirtschaft wachsen und ein höherer Wohlstand erreicht werden soll. Dies ist eigentlich die Essenz der Wirtschaftspolitik von Macri. Aber er weiß dies nicht zu erklären, und offensichtlich erklärt es auch ihm niemand.
Wirtschaftsübersicht
Die Rettung der PPP-Programme für öffentliche Bauten
Die Einführung des Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit bei der Durchführung von Infrastrukturprojekten, benannt PPP (“Participación Público Privada”) stellt eine grundsätzliche Reform von großer Bedeutung der Macri-Regierung dar, mit der der Staat in Zukunft viel Geld sparen kann, und die Wirtschaft dennoch mehr und bessere Infrastruktur erhält. Dieses System gibt es schon in anderen Ländern, u.a. Chile, und es erlaubt, Straßen, Kraftwerke und vieles andere ohne direkte Belastung der Staatsfinanzen schneller, billiger und besser zu bauen, und danach auch zu verwalten, was besonders die Instandhaltung betrifft (die bei rein staatlichen Objekten sehr mangelhaft ist) und in einigen Fällen mit der Erhebung von Mautgebühren verbunden ist, die ganz oder zum Teil ausreichen, um Zinsen und Amortisation des eingesetzten Kapitals zu finanzieren.
Das System besteht grundsätzlich darin, dass die Unternehmen, die die Zuteilung für ein Projekt erhalten, die Finanzierung übernehmen, mit Eigenkapital und/oder Bankkrediten, und somit nicht von den Zahlungen des zuständigen Regierungsamtes (beim Straßenbau “Vialidad Nacional”) abhängen, die normalerweise bei öffentlichen Bauten schrittweise erfolgen, nachdem die Vollendung einer Bauetappe erfolgt und Fachbeamte dies kontrollieren und beglaubigen. Der Bau hängt dabei auch vom Rhythmus der Zahlungen ab, die in der Regel verzögert werden, in Zeiten finanzieller Knappheit der Staatsfinanzen sehr stark. Das führt dazu, dass das Bauunternehmen keinen Bauplan mit einem sogenannten PERT-Programm aufstellen kann, das dazu bestimmt ist, die Bauzeit zu verkürzen und somit an fixen Kosten und Zinsen zu sparen. Beim PPP-Programm ist das Unternehmen hingegen nicht behindert, den Bau zu beschleunigen, was auch bedeutet, dass oft größere und teurere Maschinen eingesetzt werden, die beim traditionellen System unwirtschaftlich sind, weil sie die Kapitalkosten erhöhen. Beim PPP-Systems wird dies mehr als ausgeglichen durch die Verkürzung der Bauzeit. Es besteht auch ein öffentliches Interesse daran, dass die einzelnen Objekte schneller fertig werden, da sie dann der Wirtschaft einverleibt werden und zum Wachstum beitragen.
Sechs Straßenkorridore, die einen Gesamtwert von geschätzten u$s 6 Mrd. darstellen, wurden schon zugeteilt, und sollten in diesem Monat mit dem Bau beginnen, was jetzt kaum möglich erscheint. Allgemein hatten die Konzerne schon eine prinzipielle Zusage zu den Krediten durch ausländische Banken erhalten. Doch die Ausweitung des Kirchner-Korruptionskandals auf zahlreiche Bauunternehmen, die infolge der Bekanntgabe der Hefte des Chaufferus Centeno eintrat, der genau notiert hatte, wer gezahlt hat, wo gezahlt wurde, und wo er den Sack oder den Koffer mit Dollarscheinen hinbrachte, und an wen er ihn übergab, hat ein hier Problem geschaffen, das nicht einfach zu lösen ist. Viele Personen, die für Unternehmen verantwortlich sind (als Kontrollaktionäre und/oder Vorstandsvorsitzende) haben schon vor Gericht die Zahlungen von Schmiergeldern zugegeben, um zumindest eine bedeutende Verringerung der Haftstrafe zu erhalten. Das Argument, dass sie gezwungen waren, zu zahlen, weil sie sonst keine Bauaufträge erhielten und ihre Unternehmen hätten schließen müssen, wurde vorerst nicht vom Richter angenommen.
In dieser Beziehung kommt jetzt noch die Erklärung vor Gericht von Paolo Rocca hinzu, der den Techint-Konzern kontrolliert, das seine Firma, die u.a. das größte Bauunternehmen Argentiniens sei, dieses korrupte System nicht angenommen habe und infolgedessen keine Aufträge für öffentliche Bauten unter den Kirchner-Regierungen erhalten habe. Damit hat Rocca zum Ausdruck gebracht, dass man es auch anders machen kann. Die Zahlung in Venezuela, um das Geld für die Enteignung des Stahlwerkes Sidor zu erhalten, war laut Rocca eine Entscheidung des direkt dafür verantwortlichen Geschäftsführers Betnaza gewesen. Außerdem bezieht sich dies auf Venezuela und nicht auf Argentinien, so dass Richter Bonadío nicht dafür zuständig ist. Techint ist bei öffentlichen Bauten in ganz Lateinamerika tätig, was der Firma erlaubt hat, auf Bauten in Argentinien zu verzichten. Andere Baufirmen sind nur lokal. Bei der ersten Ausschreibung des PPP-Systems meldete sich Techint, erhielt jedoch keine Zuteilung. Jetzt tritt Techint jedoch besser auf als die meisten anderen. Und auch ausländische Baufirmen haben jetzt hier eine bessere Chance als die traditionellen argentinischen, die den Makel der Korruption erst loswerden müssen.
In den Vereinigten Staaten gelten sehr strenge Bedingungen für Banken, die sich auf Geschäfte mit Personen oder Firmen beziehen, die irgendwie mit Terrorismus, Drogenhandel und Korruption verwickelt sind. Die Banken haben sogar einen hohen Beamten, benannt “compliance Officer”, der auf diesem Gebiet für die Kontrolle verantwortlich ist, der denjenigen, die die Geschäfte verwalten, auf der Pelle sitzt. Somit haben die US-Banken jetzt die versprochenen Kredite an die Unternehmen abgesagt, oder zumindest auf Eis gelegt, die PPP-Verträge haben, da alle zumindest einen Partner haben, der belastet ist. Konkret bedeutet dies, das die einzelnen Objekte nicht termingemäß in diesem Monat in Angriff genommen werden können.
Präsident Mauricio Macri ist sich des Problems bewusst, das er auch als ehemaliger Unternehmer auf dem Gebiet der öffentlichen Bauten gut kennt. Aber er konnte es bei seinem jüngsten US-Besuch nicht lösen, auch beim Gespräch mit Präsident Donald Trump nicht. In der Vorwoche reiste Transportminister Guillermo Dietrich nach den USA, um eine Lösung zu erreichen. Er sprach mit führenden Beamten der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) und ihrer Tochterbank, die Interamerikanische Investitionskörperschaft. Ebenfalls sprach er mit hohen Beamten der OPIC (Overseas Private Investment Corporation), die Finanzinstitution der US-Regierung für Unterstützung und Garantien privater Investoren in Schwellenländern. Ebenfalls sprach er mit führenden Beamten der Banken Citibank, J.P.Morgan und auch der Deutschen Bank und der schweizerischen UBS, und auch mit der Finanzgesellschaft Goldman Sachs. Eine konkrete Antwort erhielt er bisher noch nicht.
Vorher hatte sich Dietrich schon bemüht, das Problem über einen staatlichen Treuhandfonds zu lösen, so dass die Banken diesem den Kredit gewähren und nicht den Firmen. Das ist jedoch problematisch, weil dann die Kredite eine zusätzliche Staatsverschuldung darstellen, die ihm Rahmen des Abkommens mit dem IWF ausgeschlossen ist. Außerdem sind die US-Bestimmungen so streng, dass in diesem Fall das Unternehmen, das schließlich den Kredit erhält, weiter berücksichtigt wird.
Die Regierung bemüht sich auch, die Personen, die als Leiter der Unternehmer die Korruptionsgelder gezahlt haben, von den Unternehmen als solche zu trennen. Mehrere, wie Aldo Roggio,sind schon von ihren Posten als Vorstandspräsidenten zurückgetreten. Dennoch kann sich das Unternehmen als solches der Verantwortung nicht entziehen, da das bezahlte Korruptionsgeld vom Unternehmen stammt und somit der Vorstand und die leitenden Beamten davon wissen mussten. Ein Gesetz, dass die Unternehmen als solche von der Schuld wegen der Korruption befreit, an dem die Regierung arbeitet, wäre auf alle Fälle ein Fortschritt, auch wenn es für die Banken nicht ausreicht,
Ob und in welcher Form schließlich ein Durchbruch erreicht wird, so dass die US-Banken die Kredite an die argentinischen Bauunternehmen gewähren können, lässt sich nicht sagen. Doch nachdem die Staatsmänner der großen Welt, angefangen mit Präsident Trump, ein unmissverständliches Interesse geäußert haben, Argentinien zu stützen und Macri zur Überwindung der gegenwärtigen Krise zu helfen, sollte schließlich eine Lösung gefunden werden. In den Vereinigten Staaten, und auch in anderen Ländern, wurden schon viel schwierigere Probleme pragmatisch gelöst. Für Argentinien bedeutet die unmittelbare Inangriffnahme der zugeteilten PPP-Projekte die faktische Sicherheit, dass die Konjunktur schon diesem Sommer stark aufwärts geht.